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Beratungsfolge Sitzungstermin 
Bau und Feuerwehr 04.06.2026 8 Ja-Stimmen, einstimmig 

Hauptausschuss 16.06.2026 9 Ja-Stimmen, einstimmig 

Stadtvertretung 25.06.2026 Beschlussfassung 

Betreff: Grundsatzbeschluss zur Anwendung der Regelungen des 
Bau-Turbo nach dem BauGB 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtvertretung beschließt; dass 

1. die Verwaltung die Entscheidung über die Zustimmung zu Bauanträgen gemäß 
Bau-Turbo für Vorhaben von geringem Umfang und ohne städtebauliche Rele-
vanz eigenständig treffen kann. 

2. Vorhaben die gemäß Bau-Turbo beantragt werden und aufgrund ihrer Größe, 
Wirkung oder Bedeutung eine städtebauliche Relevanz aufweisen, ihr zur Ent-
scheidung vorzulegen sind. 

3. Anträge gemäß Bau-Turbo werden grundsätzlich nicht zugestimmt, wenn im 
Vorfeld des Antrages keine Abstimmung mit der Verwaltung stattgefunden hat. 

Grundlage für die Erteilung oder Versagung der nach § 36a BauGB erforderlichen Zu-
stimmung sind die als Anlage beigefügten Leitlinien zum Umgang mit dem Bau-Turbo. 

Beratungsergebnis:  

Gremium: StV Sitzung am: 25.06.2026 Top: 8 

Einstimmig mit Stimmenmehrheit 
ja: 18 / nein: 

Enthaltung 
0 

lt. Beschlussvorlage abweichender Beschluss 



Darstellung des Sachverhaltes: 

Allgemeine Informationen  
Der Begriff Bau-Turbo bezeichnet eine zum 30. Oktober 2025 in Kraft getretene Änderung 
des Baugesetzbuches (BauGB), deren Ziel es ist, Wohnungsbauvorhaben zu beschleuni-
gen und den Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Die Reform umfasst die befristete Ein-
führung des § 246e BauGB sowie die dauerhafte Erweiterung der §§ 31 und 34 BauGB. 
§ 246e BauGB (Befristete Sonderregelung für den Wohnungsbau) 
- Stellt eine bauplanungsrechtliche Sonderregelung dar. Sie ermöglicht es Gemeinden, 
unter bestimmten Voraussetzungen ohne Aufstellung oder Änderung eines Bebau-
ungsplans vom geltenden Planungsrecht abzuweichen. 

- Die Regelung gilt befristet bis zum 31. Dezember 2030; vor Ablauf erfolgt eine bundes-
weite Evaluierung mit Blick auf eine mögliche Verlängerung oder Anpassung. 

- Sie ist sowohl im Innenbereich als auch im Außenbereich anwendbar, sofern das Vor-
haben in einem Zusammenhang mit dem Siedlungsbereich steht. 

§ 31Abs. 3 BauGB (Ausnahmen und Befreiungen) 
- Ermöglicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans die Schaffung zusätzlichen 

Wohnraums über dessen Festsetzungen hinaus - beispielsweise durch Aufstockungen 
oder Bebauung in zweiter Reihe. 

§ 34 Abs 3b BauGB (Zulässigkeit von Innenbereichsvorhaben) 
- Erweitert im unbeplanten Innenbereich die Möglichkeiten zur Neuerrichtung von 
Wohngebäuden, auch wenn sich diese nicht vollständig in die vorhandene Bebau-
ungsstruktur einfügen. 

Unverändert bleiben jedoch alle bauaufsichtlichen Verfahren, die materiellen Vorgaben 
der Landesbauordnung sowie sämtliche fachrechtlichen Anforderungen, insbesondere 
des Natur- und Artenschutzes. Öffentliche Belange und nachbarliche Interessen müssen 
weiterhin gewahrt bleiben. Auch bei einer städtebaulichen Zustimmung der Gemeinde 
kann der Antrag durch die Baugenehmigungsbehörde aufgrund anderer Belange 
daher abgelehnt werden. 

Für Vorhaben im Sinne des Bau-Turbos ist in der Regel die Zustimmung der Gemeinde 
innerhalb von drei Monaten nach Antragseingang erforderlich. 
Diese kann erteilt werden, wenn 
• das Vorhaben mit den städtebaulichen Entwicklungszielen der Gemeinde vereinbar 
ist und  
• keine öffentlichen Belange oder nachbarschaftliche Interessen entgegenstehen. 
Die vorgenannte Frist kann einmalig um einen Monat verlängert werden, wenn eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgen soll. Darüber hinaus ist keine Fristverlängerung 
möglich. Erfolgt keine fristgemäße Rückmeldung der Gemeinde, gilt dies als Zustimmung 
zur Anwendung des Bau-Turbos. 

Vorgehensweise  
Anträge nach dem Bau-Turbo erfordern die Zustimmung der Gemeinde und somit eine 
Beschlussfassung durch die Stadtvertretung. Um zeitliche Verzögerungen zwischen 
Stadtvertretersitzungen sowie einen unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- und Bera-
tungsaufwand zu vermeiden, schlägt die Verwaltung - in Anlehnung an vergleichbare 
Verfahren - untenstehendes Vorgehen vor. 

Fall 1: Vorhaben mit geringer städtebaulicher Relevanz 
• Überschaubare Größe und baulicher Umfang 
• Keine, geringe oder klar einschätzbare Nachbar- und Nutzungskonflikte 



—›Entscheidung durch die Verwaltung bzw. Bürgermeister ohne Einbindung der Stadt-
vertretung nach Prüfung öffentlicher Belange und nachbarlicher Interessen. 

Fall 2: Vorhaben mit potenziell erheblicher städtebaulicher Wirkung 
• Größerer Umfang oder besondere bauliche bzw. funktionale Bedeutung 
• Absehbare oder komplexe Konfliktlagen 
• Relevante Auswirkungen auf Ortsbild, Infrastruktur oder städtebauliche Entwicklung 

---›Entscheidung durch die Stadtvertretung nach Prüfung öffentlicher Belange und 
nachbarlicher Interessen durch die Verwaltung. 

Fall 3: Vorhaben ohne vorherige Abstimmung mit der Verwaltung 
Anträge, die ohne vorherige Abstimmung mit der Verwaltung eingereicht werden, sollen 
grundsätzlich abgelehnt werden. Eine sachgerechte Prüfung ist in solchen Fällen inner-
halb der dreimonatigen Frist voraussichtlich nicht sicher möglich. Zugleich kann so ver-
hindert werden, dass Bauherren zunächst kostenintensive Bauantragsunterlagen erar-
beiten lassen und diese zur Genehmigung einreichen, obwohl eine Zustimmung nach 
dem Bau-Turbo eventuell gar nicht in Aussicht gestellt werden kann. 

Grundsatzbeschluss zur Übertragung von Entscheidungsbefugnissen 

Um die Handlungsfähigkeit der Verwaltung bei Bauanträgen nach dem Bau-Turbo zu 
wahren, schlägt die Verwaltung vor, die oben beschriebene verbindliche Verfahrens-
struktur als Grundsatzbeschluss festzulegen. 

Über den Bau-Turbo sind unter anderem in Außenbereichslagen deutlich erweitere 
Genehmigungsoptionen entstanden. Da Teterow auch über Außenbereichslagen ver-
fügt, besteht die Möglichkeit den bisherigen städtebaulichen Tenor „Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung" deutlich aufzuweichen. Um Zersiedelungsprozessen entgegen-
zuwirken und die städtebauliche Steuerungshoheit der Kommune nicht zu verlieren, wur-
den daher grundsätzliche Leitlinien für die Zustimmung  gem.  Bau-Turbo erarbeitet. Diese 
sollten als wesentliche Grundlage zur Erstbeurteilung von Anträgen  gem.  Bau-Turbo (insb. 
gem.  §246e) Anwendung finden. 

Da durch die Möglichkeiten des Bau-Turbos außerdem die regulären Festsetzungen ei-
nes Bebauungsplanes oder der Bestimmungen  gem.  §34 BauGB (Einfügekriterium) ent-
fallen können, ist es notwendig eigenständig Maßstäbe zu definieren und hiervon die 
Zustimmung zur Anwendung des Bau-Turbos abhängig zu machen. 

Die Verwaltung hat daher entsprechende Leitlinien entwickelt, die bei den o.g. Ausnah-
men vom bestehenden Planungsrecht als Bedingung für eine solche zugrunde gelegt 
werden sollen. Die Leitlinien sollen eine geordnete, sozial ausgewogene und umweltge-
rechte Nachverdichtung sicherstellen. 

Nach etwa einem Jahr ist eine Evaluierung der Leitlinien vorgesehen, um diese bei Be-
darf anzupassen. 

Die Verwaltung schlägt vor, die notwendigen regulatorischen Kriterien zur Umsetzung 
des Bau-Turbos zu beschließen. 
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Fachbereichsleiter Bau- und 
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Beschluss-Nr.: 180-22/26 

über den Grundsatzbeschluss der Stadt Teterow zur Anwendung der Bau-Turbo-
Regelungen 

Handlungsleitlinien und Kriterien zum Umgang mit dem Bau-Turbo 
§§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 36a, 246e BauGB 

für die Bergringstadt Teterow 

1. Zielsetzung und Leitbild 
Leitlinie: Der Wohnungsbauturbo ist ein (teilweise) zeitlich befristetes Instrument 
zur beschleunigten Schaffung von Wohnraum. Er ergänzt die kommunale Bau-
leitplanung, ersetzt sie jedoch nicht. 
Begründung: Die kommunale Planungshoheit soll gewahrt bleiben. Eine unge-
steuerte Anwendung würde langfristige Stadtentwicklungsziele, Akzeptanz und 
Rechtssicherheit gefährden. 

2. Nachrangigkeit und Vorrangprüfung 
Leitlinie: Der Bau-Turbo ist nur anzuwenden, wenn bisherige Instrumente des Bau-
planungsrechts nicht greifen oder nicht ausreichen. 
Die Prüfung erfolgt in folgender Reihenfolge: 
1.bisherige Genehmigungsfähigkeit 
2.§ 31 Abs. 2 oder 34 3a BauGB 
3.§ 31 Abs. 3 oder § 34 Abs. 3b BauGB 
4.§ 246e BauGB 
Begründung: Dies entspricht dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und verhindert, 
dass der Bau-Turbo als pauschales Umgehungsinstrument genutzt wird. 

3. Primärer Wohnzweck 
Leitlinie: Das Vorhaben muss überwiegend Wohnzwecken dienen. Gewerbliche 
oder freiberufliche Nutzungen sind nur untergeordnet zulässig. 
Begründung: Der Gesetzgeber verfolgt mit dem Bau-Turbo ausschließlich woh-
nungspolitische Ziele. Andere Nutzungen würden den Zweck der Sonderrege-
lung unterlaufen. 

4. Raumordnung und Landesplanung 
Leitlinie: Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung sind 
einzuhalten. 
Begründung: Der Bau-Turbo erlaubt nur Abweichungen vom Bauplanungsrecht, 
nicht von höherrangigem Landesplanungs- oder Raumordnungsrecht. 

5. Räumlicher Anwendungsbereich 
5.1 Innenbereich 

Leitlinie: Der Bau-Turbo ist vorrangig im beplanten und unbeplanten In-
nenbereich anzuwenden. 
Begründung: Innenentwicklung schont Freiflächen, nutzt bestehende Inf-
rastruktur und entspricht einer nachhaltigen Stadtentwicklung 

5.2 Siedlungsnaher Außenbereich 
Leitlinie: Eine Anwendung ist nur zulässig als organische Fortentwicklung 
des Siedlungsbereichs,  max.  100 m Abstand, ohne Trennwirkungen und 
nicht im Zusammenhang mit Splittersiedlungen. 
Begründung: Dies verhindert Zersiedlung und wahrt klare Siedlungsränder. 



6. Ausschlussflächen 
Leitlinie: Keine Anwendung des Bau-Turbos auf: 
• Grünflächen, Parks, Spielplätze 
• Natur-, Landschafts- und Hochwasserschutzgebiete 
• Festgesetzte Gewerbe- und Industriegebiete 
Begründung: Diese Flächen erfüllen zentrale ökologische, soziale und wirtschaftli-
che Funktionen und dürfen nicht dem beschleunigten Wohnungsbau geopfert 
werden. 

7. Landwirtschaftliche Flächen 
Leitlinie: Wohnungsbau auf Agrarflächen ist nur zulässig bei siedlungsnahem Zu-
sammenhang und fehlender landwirtschaftlicher Eignung. 
Begründung: Der Schutz landwirtschaftlicher Nutzflächen ist für Versorgungssi-
cherheit, Landschaftsbild und Klimaanpassung von hoher Bedeutung. 

8. Städtebauliche Einfügung und Maßstäblichkeit 
Leitlinie: Vorhaben müssen hinsichtlich Höhe, Bauweise, Dichte und Kubatur 
städtebaulich verträglich sein. 
Begründung: So wird verhindert, dass Bebauungspläne, städtebauliche Rah-
menpläne und Konzepte funktionslos werden oder das Ortsbild nachhaltig ver-
ändert wird. 

9. Begrenzung der Vorhabengröße 
Leitlinie: 
• Grundstücksgröße i.d.R.  max.  5.000 m2 
• max.  6 Wohneinheiten je Gebäude, wovon 3 Wohneinheiten als geförderter 

Wohnraum zu errichten ist 
• max.  2 Vollgeschosse 
Begründung: Größere Vorhaben sind regelmäßig planungsbedürftig und nicht 
innerhalb der kurzen Fristen steuerbar. 

10.Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
Leitlinie: Immissionsschutz, nachbarliche Belange sowie wirtschaftliche Interessen 
bestehender Betriebe sind zu wahren. 
Begründung: Der Bau-Turbo senkt keine Schutzstandards und darf keine Nut-
zungskonflikte erzeugen. 

11.Erschließung 
Leitlinie: Die Erschließung muss gesichert sein. Neue öffentliche Erschließungsan-
lagen dürfen nicht erforderlich werden. 
Begründung: Eine funktionierende technische und verkehrliche Erschließung ist 
Grundvoraussetzung ordnungsgemäßer Bebauung. 

12.Umwelt- und Klimabelange 
Leitlinie: Antragstellende weisen nach, ob zusätzliche erhebliche Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind. Klimaanpassungsmaßnahmen sind zu berücksichtigen. 
Begründung: Auch beschleunigte Verfahren müssen Umwelt- und Klimaschutz-
ziele wahren. 

13.Vorgelagerte planungsrechtliche Bauberatung 
Leitlinie: Für potenzielle Bau-Turbo-Vorhaben ist eine strukturierte, vorgelagerte 
Bauberatung mit der Verwaltung durchzuführen. 



Begründung: Die frühe Abstimmung reduziert Konflikte, erhöht Rechtssicherheit 
und ermöglicht die Einhaltung der kurzen Entscheidungsfristen. 

14.Städtebaulicher Vertrag 
Leitlinie: Bei Bedarf ist ein städtebaulicher Vertrag abzuschließen. 
Begründung: Der Vertrag sichert kommunale Ziele trotz beschleunigter Genehmi-
gung verbindlich ab. 

15.Verfahrensorganisation und politische Beteiligung 
Leitlinie: 
• Leitlinienkonforme Vorhaben: Entscheidung durch Verwaltung 
• Abweichende Vorhaben: Entscheidung durch Stadtvertretung 
• Regelmäßige Information der Politik 
Begründung: Dies gewährleistet Transparenz, demokratische Kontrolle und frist-
gerechte Entscheidungen. 

16. Evaluation 
Leitlinie: Die Anwendung des Bauturbos wird kontinuierlich evaluiert. 
Begründung: Die zeitlich befristete Sonderregelung erfordert eine Überprüfung 
ihrer städtebaulichen Auswirkungen. 
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22. Sitzung der Stadtvertretung  (VIII.  WP) am Donnerstag, den 25.06.2926 

Tagesordnung - öffentlicher Teil 

Beschlussausfertiqunq zu: 

TOP 7 — Grundsatzbeschluss zur Anwendung der Regelungen des Bau-Turbo 
nach dem BauGB 
(Drucksache Nr.: B  VIII  / 1543 - 1) 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtvertretung Teterow fasst den Grundsatzbeschluss zur Anwendung der 
Regelungen des Bau-Turbo nach dem BauGB. 

Beschlussfassung: 

Die Stadtvertretung Teterow fasst den Grundsatzbeschluss zur Anwendung der 
Regelungen des Bau-Turbo nach dem BauGB. 

Die Stadtvertretung Teterow beschließt, dass 
1. die Verwaltung die Entscheidungen über die Zustimmung zu Bauanträgen 

gemäß Bau-Turbo für Vorhaben von geringem Umfang und ohne 
städtebauliche Relevanz eigenständig treffen kann. 

2. Vorhaben, die gemäß Bau-Turbo beantragt werden und aufgrund ihrer Größe, 
Wirkung oder Bedeutung eine städtebauliche Relevanz aufweisen, ihr zur 
Entscheidung vorzulegen sind. 

3. Anträge gemäß Bau-Turbo werden grundsätzlich nicht zugestimmt, wenn im 
Vorfeld des Antrages keine Abstimmung mit der Verwaltung stattgefunden 
hat. 

Abstimmungsergebnis: 

anwesend 
davon 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 
18 StV 18 0 0 
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